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Mindestlöhne: Für und Wider
Staatlicher Mindestlohn – Musterfall 
eines Mangels an Aufklärung über die
Ökonomik sozialer Politik
Seit Monaten beschäftigt das Thema gesetzlicher Mindest-
löhne die öffentliche Debatte in der Bundesrepublik Deutsch-
land. Das Für und Wider eines Mindestlohns wird vor dem
Hintergrund einer unzureichenden ökonomischen Grund-
bildung der Bevölkerung und weitgehend ohne Auseinan-
dersetzung mit wirtschaftlichen Gesetzmäßigkeiten zu ei-
ner »Schlüsselfrage« für die Ausgestaltung und Akzeptanz
der Sozialen Marktwirtschaft, für die wachsende Sorge um
Gerechtigkeit und Zusammenhalt in unserer Gesellschaft
sowie für die Suche nach dem weiteren Weg der Arbeits-
markt- und Sozialpolitik. Die politische Einbettung der De-
batte ist zu berücksichtigen, auch wenn man sich als Wis-
senschaftler nicht in die wertend-ideologischen Auseinan-
dersetzungen einmischen möchte. Im Sinne eines Gesamt-
konzeptes für die Politik in der Sozialen Marktwirtschaft ist
es jedoch unumgänglich, die bestehende institutionelle Aus-
gestaltung zu berücksichtigen sowie die vor diesem Hinter-
grund relevanten ökonomischen Gesetzmäßigkeiten aufzu-
zeigen.
Wirtschaftlicher Aufschwung und große Koalition haben nach
vielversprechendem Start die Umstrittenheit des richtigen
Weges in der Wirtschafts- und Sozialpolitik der Bundesre-
publik nicht gemindert, sondern verstärkt. Die innenpoliti-
sche Debatte kippte von der mehrheitlichen Anerkennung
eines Reformbedarfs zur Wiedergewinnung marktwirtschaft-
licher Anpassungsflexibilität und Dynamik zu einer diffusen
Gerechtigkeitsdebatte und einer Problematisierung des Zu-
sammenhalts der Gesellschaft angesichts immer neu auf-
deckbarer Ungleichheiten der Verteilung, der Teilhabe am
Aufschwung, an Beschäftigung und Wohlstand. Die Grün-
dung einer Linkspartei und deren erste Wahlerfolge haben
dabei für Union und Sozialdemokraten die wahlpolitische
Bedeutung von »sozialen Fragen« gleichermaßen verstärkt.
Im Ergebnis ist bei keiner der Regierungsparteien eine kla-
re Konzeption der Sozialen Marktwirtschaft erkennbar (vgl.
Kleinhenz 2005).
Der Eindruck eines konzeptionslosen Interventionismus und
das Fehlen einer »Politik aus einem Guss« wird dadurch ver-
stärkt, dass immer wieder Problemlösungsideen in die öf-
fentliche Debatte eingeführt und bei ihrer Akzeptanz in den
Medien und der Bevölkerung als Gesetzgebungsinitiativen
verfestigt werden. Die Einführung eines gesetzlichen Min-
destlohnes oder eines Systems von staatlich fixierten Min-
destlöhnen ist eine dieser Ideen, die sich in der öffentlichen
Debatte der Bundesrepublik bisher soweit durchgesetzt und
gegen »neoliberale« Widerstände behauptet hat, dass sie
Politikern als eine Wahlerfolge versprechende Möglichkeit
des Eingehens auf die innenpolitische Großwetterlage er-
scheint. Und wieder einmal zeigt sich, dass Politiker – wie
wir im Anschluss an Schumpeter (1942) und Downs (1954)
bedenken sollten – auch nur homines oeconomici sind, die
nach Machterhalt und Wahlerfolg streben.
Unabhängig davon, ob in der Bundesrepublik tatsächlich
von einer nachhaltigen Verschiebung der politischen Präfe-
renzen nach links auszugehen ist, stellen sich für Ökono-
men beim Mindestlohn neben der Abwägung von Beschäf-
tigungswirkungen eine Reihe von bislang wenig oder nicht
transparent diskutierten normativen und ordnungspolitischen
Fragen, zu deren Klärung im Folgenden vorrangig beigetra-
gen werden soll.
Zur näheren Bestimmung der Forderung nach 
einem Mindestlohn
Im politischen Raum wird die Forderung nach einem Min-
destlohn in der Regel mit der Argumentation begründet,
»man müsse von (regelmäßiger) anständiger Arbeit auch an-
ständig leben können«. Diese Argumentation stellt eigent-
lich nicht auf einen Mindest(stunden)lohn, sondern auf ein
(Mindest)Einkommen ab, das für Vollerwerbstätige (gele-
gentlich unter Einschluss ihrer Familien) im Sinne einer »so-
zialen« Bedarfsgerechtigkeit ein »anständiges« Leben er-
möglichen soll. 
Soweit damit für den einzelnen Arbeitnehmer kein höherer
Lebensstandard als das politisch bestimmte soziokulturel-
le (also nicht nur physische) Existenzminimum in der Bun-
desrepublik gemeint ist, wird dessen Sicherung bereits durch
das Arbeitslosengeld II gewährleistet. Als Instrument der Ar-
mutsbekämpfung wäre ein Mindestlohn schon grundsätz-
lich zielungenau, da die induzierte Umverteilung eben nicht
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auf Bedürftigkeit abstellt, also keinen Bezug zum gesam-
ten Haushaltseinkommen und -vermögen nimmt (vgl. Gregg
2000). 
Für die Berechnung der Höhe eines Mindeststundenlohns
wird in der Regel von einer normalen Wochenarbeitszeit von
Vollerwerbstätigen ausgegangen, die in einer Bandbreite von
35 bis 42 Stunden angesetzt werden kann. Damit wird mit
der Mindestlohndebatte eine Dimension der Bestimmung
des sozialkulturellen Mindestbedarfs und der Bedürftigkeit
berührt, die bislang nicht offen gesellschaftlich erörtert wur-
de. Warum soll die Schwelle von eigenverantwortlicher Exis-
tenzsicherung und Bedürftigkeit für gesellschaftliche Hilfe an
die gewerkschaftlichen Errungenschaften tariflicher Wochen-
arbeitszeiten gebunden sein? Könnten nicht je nach Inten-
sität der Arbeit für Arbeitskräfte, die nur einfache Arbeit oh-
ne berufliche Qualifikation anbieten, auch höhere Arbeitszei-
ten (z.B. von 45 bis 50 Wochenstunden) und die Bünde-
lung von mehreren Minijobs vor der Anerkennung gesell-
schaftlicher Hilfsbedürftigkeit zumutbar sein? In Bezug auf
den Bedarf von Familienhaushalten kann die Begründung
eines Mindestlohnes kaum auf den Lohn eines einzelnen Ar-
beitnehmers bezogen werden, zumal sich die gesellschaft-
lich akzeptierten Wertvorstellungen nicht mehr am traditio-
nellen Familienmodell mit dem einen männlichen Hauptver-
diener orientieren, sondern eine wenigstens partielle Er-
werbstätigkeit von verheirateten Frauen und Müttern als Nor-
malität unterstellen.
Eine Antwort auf diese normativen Fragen kann die Wis-
senschaft nicht geben. Deswegen enthalten sich Wirtschafts-
wissenschaftler auch eines Urteils über den »gerechten Lohn«
für eine Stunde (jeweils heterogener Art von) Arbeit, sondern
verweisen auf die Institutionen der Lohnbildung. Dabei wird
in der Sozialen Marktwirtschaft Deutschlands der Spielraum
der freien Lohnbildung durch die Tarifautonomie der sach-
nahen Tarifverbände und die Aushandlung von tariflichen
Mindestnormen nach unten eingeschränkt. Bedarfsorien-
tierte staatliche Transfers ergänzen die Absicherung eines
Mindesteinkommens. Vor diesem Hintergrund kann der Ver-
weis auf Mindestlohnregelungen in anderen Ländern die For-
derung nach Mindestlöhnen nur in sehr engen Grenzen un-
terstützen. Denn neben der Höhe der jeweiligen Mindest-
löhne sind die Unterschiede der institutionellen Gegeben-
heiten sowie der Beschäftigungssituationen auf den Arbeits-
märkten zu berücksichtigen. Aufgrund der vielfältigen
Schwierigkeiten bei internationalen Vergleichen soll auch
im Folgenden die Problematik nicht komparativ erschlos-
sen, sondern vor dem Hintergrund der nationalen Arbeits-
marktsituation und -institutionen erörtert werden.
Im Rahmen der in Deutschland vorhandenen Arbeitsmarkt-
institutionen und Sozialtransfers müssen die verbleibenden
normativen Fragen letztlich politisch entschieden werden. In
einer Demokratie sollten jedoch die einzelnen Aspekte der
Entscheidung weder verschleiert noch vermengt, sondern
für die Bürger konkretisiert und offengelegt werden. Leider
scheint es ein Spezifikum der Politik im Bereich Arbeit und
Soziales zu sein, dass sie eher an Werte wie Gleichheit, so-
ziale Gerechtigkeit und Solidarität erinnert und Emotionen
anspricht, statt eine transparente und rationale Willensbil-
dung der Bürger zu ermöglichen. Die politische Debatte
um den Mindestlohn bleibt bislang im Vergleich zu vielen an-
deren Bereichen (z.B. Steuerpolitik, Wettbewerbspolitik, Re-
gulierung der Energieversorgung, aber auch Gesundheits-
reform und Sozialtransfers) in hohem Maße unberührt von
den Analysen und Aufklärungsversuchen angesehener Öko-
nomen.
Mindestlöhne auf vollkommenen und 
unvollkommenen Arbeitsmärkten
In der theoretischen Analyse der Beschäftigungswirkung von
Mindestlöhnen ist eines völlig unumstritten: Auf vollkom-
menen Arbeitsmärkten implizieren Mindestlöhne über dem
Marktgleichgewicht einen Angebotsüberschuss an Arbeit,
also Arbeitslosigkeit. Je höher die Preiselastitzität der Ar-
beitsnachfrage, umso höher fallen die Beschäftigungsein-
bußen aus. Kritiker verweisen auf die utopischen Annahmen
der neoklassischen Gleichgewichtsmodelle und hinterfra-
gen die Relevanz einer solchen Darstellung für reale unvoll-
kommene Arbeitsmärkte. Auf heterogenen Arbeitsmärkten
kann es zur Lohnsetzung sowohl unter als auch über dem
markträumenden Gleichgewicht kommen. Doch auch hier
bleiben die ökonomischen Gesetzmäßigkeiten von Angebot
und Nachfrage grundsätzlich gültig. In den verschiedenen
Teilarbeitsmärkten bieten Mitglieder von Haushalten im Rah-
men ihres (bedingt rationalen) Nutzenstrebens (mäßig ho-
mogene/heterogene) Arbeit (in unterschiedlicher Stückelung)
an und Unternehmen (Arbeitgeber) oder auch Manager von
nicht-profitorientierten »Unternehmungen« fragen (bedingt
rational) effizienzorientiert Arbeit soweit nach, als sie sich von
dieser Arbeit mindestens soviel an Wertschöpfungs- oder
Zielerfüllungsbeitrag versprechen, wie Arbeitskosten ent-
stehen. Ein genereller Mindestlohn, der den differenzierten
Bedingungen auf solchen Teilarbeitsmärkten nicht Rech-
nung tragen kann, wird immer sonst mögliche Arbeitsver-
hältnisse verhindern und damit Wohlfahrt kosten, wenn er
nicht so niedrig wäre, dass er auch keine Schutzfunktion
mehr haben könnte.
Die Unvollkommenheit von Arbeitsmärkten war für die Ar-
beitsökonomik immer Ausgangspunkt ihrer spezifischen Pro-
blemstellung. Die Heterogenität des Faktors Arbeit, die In-
transparenz über Arbeits- und Entlohnungsbedingungen und
letztlich die Unvollständigkeit des Arbeitsvertrages sowie der
vielfach existenzielle Zwang zur Verwertung der Arbeits-
kraft haben auch die Väter der Sozialen Marktwirtschaft
von der Notwendigkeit einer besonderen Ordnung des Ar-
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beitsmarktes überzeugt. Um der »Anomalie des Arbeitsan-
gebots« zu begegnen und einen Verfall der Arbeitsbedin-
gungen wie in der Frühindustrialisierung auszuschließen, sa-
hen sie neben einem staatlichen Arbeitnehmerschutz die
Institutionen der Tarifautonomie vor und akzeptierten die
»Kartelle« der Arbeitnehmer (Gewerkschaften) und der Ar-
beitgeber (Arbeitgeberverbände). Die Tarifautonomie hat sich
in dieser Funktion und in der Beteiligung der Arbeitnehmer
am Produktivitätsfortschritt wohl auch wie wenige andere
Institutionen bewährt (vgl. Kleinhenz 1992; 2002) – selbst
wenn die Tarifparteien in der praktischen Ausübung ihrer Au-
tonomie durch teils überhöhte Lohnabschlüsse für die ho-
he strukturelle Arbeitslosigkeit mitverantwortlich sind. Auf-
grund des immanenten Vorteils dezentraler Prozesse der In-
formationsbeschaffung und Informationsverarbeitung könn-
te die Tarifautonomie auch die Anpassungsprobleme in der
erweiterten Europäischen Gemeinschaft und in Zeiten der
Globalisierung bewältigen. 
Empirische Befunde
Die Tatsache ist trivial, dass Mindestlöhne diejenigen Be-
schäftigten zu Gewinnern machen, die momentan weniger
als den Mindestlohn erhalten und nach Einführung eines
Mindestlohns ihren Job nicht verlieren. Ob die Arbeitsver-
hältnisse jedoch tatsächlich erhalten bleiben, darüber lie-
fern empirische Studien differenzierte Ergebnisse. Card und
Krueger (1994) überprüften in einem im American Econo-
mic Reviewveröffentlichten Aufsatz die theoretische Erwar-
tung, nach der Mindestlöhne zu Beschäftigungsverlusten
führen. Sie zeigten empirisch am Beispiel von Fast-Food-
Restaurants im US-Bundesstaat New Jersey, dass ein An-
stieg von Mindestlöhnen auf unvollkommenen Arbeitsmärk-
ten positive Beschäftigungseffekte nach sich ziehen kann.
Zugleich belegten die beiden Forscher aber auch, dass es
infolge des Mindestlohnanstiegs zu einer teilweisen Über-
wälzung der erhöhten Lohnkosten auf die Preise in den Res-
taurants kam.
Als jüngste Untersuchungen der Beschäftigungswirkung ei-
nes Mindestlohns für Deutschland sei hier insbesondere
auf Ragnitz und Thum (2007) und König und Möller (2007)
verwiesen. Ragnitz und Thum (2007) unterstellen eine (em-
pirisch fundierte) durchschnittliche Preiselastizität der Ar-
beitsnachfrage von – 0,75 und kommen in einer Simulati-
onsrechnung zu dem Ergebnis, dass durch die Einführung
eines Mindestlohns von 7,50 € in Deutschland 621 000 Be-
schäftigte im Niedriglohnbereich ihren Arbeitsplatz verlieren
würden. Die Einkommensgewinne derjenigen, die ihren Ar-
beitsplatz behalten können und nach Einführung eines Min-
destlohns mehr verdienen, fallen anteilsmäßig am gesam-
ten Lohneinkommen verschwindend gering aus. Vor dem
Hintergrund dieser beiden Effekte ist auch das Argument
kritisch zu betrachten, dass ein Mindestlohn über die Aus-
weitung der verfügbaren Einkommen den gesamtwirtschaft-
lichen Konsum stimulieren könnte. Die Einkommensgewin-
ne derjenigen, die ihren Arbeitsplatz behalten können, wer-
den wohl überkompensiert durch die Einkommensverluste
derjenigen, die ihren Arbeitsplatz verlieren.
Besondere Aufmerksamkeit fand zuletzt ein Aufsatz von Kö-
nig und Möller (2007), die für Westdeutschland leicht posi-
tive Mindestlohneffekte des Entsendegesetzes in der Bau-
wirtschaft fanden. Jedoch wurde auch klar, dass die Er-
gebnisse für Ostdeutschland in die entgegengesetzte Rich-
tung zeigen. Dort war der Mindestlohn relativ zum Median-
einkommen höher angesetzt als in Westdeutschland, was
zu negativen Beschäftigungswirkungen führte. Überträgt
man diese Ergebnisse der Bauwirtschaft nun auf den Ar-
beitsmarkt für Geringqualifizierte, würden wohl bei Einfüh-
rung eines Mindestlohns von 7,50 € – wie vom DGB gefor-
dert – viele dieser Arbeitsplätze im Niedriglohnbereich ver-
loren gehen. 
Mindestlohn und die Eingliederung von 
Arbeitslosen
Auch wenn es in jüngster Zeit zu erfreulichen Belebungen
auf dem deutschen Arbeitsmarkt gekommen ist und man
davon ausgehen kann, dass der Rückgang der Arbeitslo-
sigkeit nicht nur konjunktureller Natur war, sondern dass
sich die Reformen der vergangenen Jahre langsam auch
durch eine Verringerung der strukturellen Arbeitslosigkeit
bezahlt machen, kann keine generelle Entwarnung gege-
ben werden (vgl. Gartner und Klinger 2007). Nach wie vor
lassen sich auf dem deutschen Arbeitsmarkt zwei Problem-
gruppen ausmachen, die sich in weiten Bereichen über-
schneiden: Langzeitarbeitslose und Geringqualifizierte. Vor
diesem Hintergrund sollte bei der Analyse der Wirkungen
eines Mindestlohns der Fokus nicht nur im Sinne einer In-
sider-Politik auf die momentan Beschäftigten gelegt wer-
den. Vielmehr ist bei einer umfassenden volkswirtschaftli-
chen Analyse auch das Niveau der Arbeitslosigkeit und die
Struktur der Arbeitslosen zu berücksichtigen. Arbeitsmarkt-
reformen müssen sich daran messen lassen, inwieweit es
ihnen gelingt, zur Eingliederung der Problemgruppen am
Arbeitsmarkt beizutragen. Die Regelungen nach Hartz IV
stellen zwar eine Verbesserung gegenüber dem getrennten
System mit Arbeitslosen- und Sozialhilfe dar. Die Arbeits-
anreize sind allerdings immer noch eher gering, da die staat-
lichen Transfers nach wie vor weitgehend als Lohnersatz-
und nicht als Lohnergänzungsleistungen ausgestaltet sind.
Die bekannten Reformvorschläge für den Niedriglohnbe-
reich – die Aktivierende Sozialhilfe des ifo Instituts ebenso
wie das Kombilohnmodell des Sachverständigenrats, oder
aber auch das Modell der Einstellungsgutscheine des In-
stituts für Weltwirtschaft, das Workfare-Konzept des Insti-
tuts zur Zukunft der Arbeit und das Modell der Existenz si-
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chernden Löhne von Bofinger und Walwei1 – stimmen dar-
in überein, dass die Reservationslöhne fallen müssen, um
die Problemgruppen am Arbeitsmarkt in Beschäftigung zu
bringen. Das Fallen der Reservationslöhne auf Angebots-
seite läuft allerdings ins Leere, wenn die Nachfrageseite
auf den höheren flächendeckenden gesetzlichen Mindest-
lohn festgelegt wird. Insofern würde man durch einen Min-
destlohn die Chancen verringern, die Problemgruppen auf
dem Arbeitsmarkt in Beschäftigung zu bringen. Über die-
sen Sperrklinken-Effekt eines Mindestlohns für Arbeitslose
wird in der Öffentlichkeit bislang kaum diskutiert. Bei einer
volkswirtschaftlichen Betrachtung der Effekte eines Min-
destlohns sind aber die Wirkungen auf alle Erwerbsperso-
nen zu analysieren, also sowohl auf die Beschäftigten als
auch auf die Arbeitslosen. Und was hilft eine durch einen
gewissen Mindestlohn hervorgerufene größere Bereitschaft
der Arbeitslosen zu arbeiten, wenn es nicht zur Nachfrage
nach dieser Arbeit kommt?
Die langjährigen Bestrebungen, einen Niedriglohnsektor zu
etablieren und damit auch Geringqualifizierten Beschäfti-
gungsmöglichkeiten zu eröffnen, haben mittlerweile auch in
Deutschland zum Aufbau eines legalen Niedriglohnsektors
geführt. Problematisch ist freilich die Tatsache, dass die Ar-
beitslosigkeit unter Geringqualifizierten nicht entsprechend
vermindert werden konnte. Oft werden die neue Stellen im
Niedriglohnsektor gerade von Personengruppen belegt, die
nicht den Problemgruppen auf dem Arbeitsmarkt angehö-
ren: in Teilzeit arbeitende Studenten, Rentner, Personen aus
der Stillen Reserve. Die Institutionen sind momentan offen-
sichtlich noch nicht zur Genüge so ausgestaltet, dass tat-
sächlich die Problemgruppe der Geringqualifizierten auch
in die bestehenden Niedriglohnjobs gebracht wird. Es be-
steht die Gefahr, dass besser qualifizierte Personen hier we-
niger qualifizierte Beschäftigungssuchende verdrängen. Die
Institutionen sollten umgestaltet werden, um diese Fehlwir-
kung einzudämmen. Ein gesetzlicher Mindestlohn würde
hingegen ein völliges Verbot dieses Beschäftigungsberei-
ches darstellen und somit Beschäftigungschancen für ge-
ring qualifizierte Arbeitslose verringern. 
Mindestlohn vs. Tarifautonomie
Versucht man zusammenfassend auf der Grundlage der an-
geführten Überlegungen ohne Voreingenommenheit eine
Folgenabschätzung der Kosten und Nutzen für die Einfüh-
rung von gesetzlichen Mindestlöhnen vorzunehmen, dann
bleibt vor allem die Frage, ob mit dem Mindestlohn eine
Verbesserung der institutionellen Arrangements am Arbeits-
markt gegenüber den bisherigen Institutionen erreicht wer-
den kann.
Bei wohlwollender Interpretation der verfügbaren Analysen
und auch bei grundsätzlicher Offenheit für institutionelle
Reformexperimente kommt man dabei letztlich zu einem
eher negativen Ergebnis:
– Bei der Einführung eines generellen Mindestlohns bzw.
eines breiten Systems von Branchen-Mindestlöhnen für
die Bundesrepublik entsteht kein Vorteil, weil damit ge-
rade vorteilhafte Leistungspotentiale der Tarifautonomie
substituiert werden würden. Unverständlich ist dabei vor
allem die Interessenabwägung der deutschen Gewerk-
schaften im Vergleich z.B. zu den Arbeitnehmervertre-
tungen in Schweden, die sich gemeinsam mit den Ar-
beitgebern gegen die staatliche Einmischung in die Au-
tonomie der Tarifparteien wehren. Kann man gesetzli-
che Mindestlöhne fordern, ohne damit die Unfähigkeit
der Tarifparteien zur Absicherung vor Lohnverfall ein-
zuräumen?
– Das Gesetz über Mindestarbeitsbedingungen von 1952
war dafür gedacht die Tarifautonomie zusätzlich abzusi-
chern, kam aber bislang nicht zur Anwendung, weil über-
wiegend Tarifparteien zur Wahrnehmung der Tarifautono-
mie vorhanden waren. Dieses Gesetz könnte mit einem
relativ niedrigen Mindestlohn (z.B. von 4 bis 5 €) für das
Arbeitsmarktsegment geringfügiger, gelegentlicher oder
kurzfristig vorübergehender Beschäftigung ohne Beein-
trächtigung der Tarifautonomie in Frage kommen. Die
Mehrzahl der Arbeitskräfte, die in diesem Segment Ar-
beit anbieten, sind nach bisherigen Erfahrungen kaum
gewerkschaftlich organisierbar, so dass Tarifparteien hier
eigentlich nicht verfügbar sind. 
– Die Annahme mangelnder Organisierbarkeit gilt aller-
dings nicht für den inzwischen etablierten Bereich der
Zeitarbeit, soweit sie als frei gewählte Form der Er-
werbsarbeit oder als Brücke zu dauerhaften Beschäf-
tigungsverhältnissen dient. Die Aufgabe einer Reinte-
gration von Arbeitslosen könnten »Einstiegstarifverträ-
ge« in allen Tarifbereichen und in der Zeitarbeit besser
erfüllen als ein gesetzlicher Mindestlohn der Zeitarbeits-
branche.
– Branchenmindestlöhne auf dem hohen Niveau des Be-
sitzstands privilegierter Gruppen von Beschäftigten (z.B.
des früheren öffentlichen Dienstes der Post) werden ver-
mutlich nicht nur der Verhinderung »prekärer Beschäfti-
gung«, sondern vor allem auch der Absicherung einer
marktbeherrschenden Stellung dienen.
– Branchenmindestlöhne auf niedrigem Niveau könnten
zwar in der relativ dezentralen deutschen Tariflandschaft
in Verbindung mit dem Entsendegesetz Befürchtungen
vor Billiglohnkonkurrenz bei Freizügigkeit im erweiterten
Europa dämpfen. Allerdings könnte die Absicherung ge-
gen »Lohndumping« innerhalb eines europäischen Bin-
nenmarktes für Arbeit auch schon durch eine flexibel und
verantwortungsbewusst gehandhabte Tarifautonomie er-
reicht werden.
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Alles in allem gäbe es über einen niedrigen Mindestlohn für
das Segment geringfügiger und vorübergehender Beschäf-
tigung hinaus keine hinreichenden Gründe, die gegebene
bewährte Arbeitsmarktordnung durch ein System gesetzli-
cher Mindestlöhne zu ergänzen oder gar zu ersetzen.
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(Mindest)Standards als Koordinations-
hilfe – Zur Debatte um Mindestlöhne
Thomas Hobbes, der Begründer des ökonomischen Welt-
bildes stellt in seinem Hauptwerk dem Leviathan fest: »Die
Geltung oder der Wert eines Menschen ist wie der aller an-
deren Dinge sein Preis .... Und wie bei anderen Dingen, so
bestimmt auch bei den Menschen nicht der Verkäufer den
Preis, sondern der Käufer. Denn mag jemand, wie es die
meisten Leute tun, sich selbst den höchsten Wert beimes-
sen, so ist doch sein wahrer Wert nicht höher, als er von
den anderen geschätzt wird« (Leviathan, § 10).
Es fällt den meisten Menschen schwer, in der von Hobbes
beschriebenen Weise die Gesetze freier Marktpreisbildung
auch auf die Arbeitskraft auszudehnen. Es ist daher nicht
überraschend, dass viele Bürger entwickelter Länder gegen
die Tendenz zum Ausgleich der Faktorpreise, die wir als Glo-
balisierung erleben, vorgehen wollen. Ein neo-protektionis-
tisches Denken könnte weite Wählerkreise ansprechen und
der Errichtung neuer Handelsbarrieren politisch Vorschub
leisten. Angesichts des offenkundig positiven Beitrags des
freien Handels etwa zur Beseitigung absoluter Armut in Chi-
na und Indien wäre das moralisch allerdings höchst proble-
matisch. 
Ökonomen haben die klassischen ökonomischen und mo-
ralischen Argumente für den Freihandel und freie Faktor-
märkte grundsätzlich zu akzeptieren. Als politische Ökono-
men müssen sie dennoch die Frage stellen, ob es nicht doch
übergeordnete Gründe für eine Beschränkung freier Preis-
bildung auf Arbeitsmärkten geben könnte. Das gilt zumal
dann, wenn man als politischer Ökonom das Gesamtbild
ökonomischer und politischer Bedingungen im Auge be-
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